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Vereine haben 
Sonderstatus
Von Christian Horisberger

Fussballer, Turner, Basketballer, 
Badmintonspieler und viele weitere 
Hobbysportler können in den meis-
ten Ortschaften gratis und franko in
Sporthallen und auf Sportplätzen 
trainieren und ihren Meisterschafts-
betrieb abhalten. Das erlaubt den
Vereinen, ihre Mitgliederbeiträge auf
einem bescheidenen Niveau zu hal-
ten, und macht sie insbesondere im
Vergleich mit kommerziellen Sport-
anbietern hoch attraktiv: Ein Fitness-
Abo kostet rasch mal 100 Franken
im Monat, ein Tennisplatz für eine
Stunde 60 Franken – exklusive Trai-
ner –, das ist ein Vielfaches von dem,
was Sportvereine von ihren
Mitgliedern verlangen.
Nimmt eine Gemeinde die Tarife
kommerzieller Anbieter als Messlatte
für das den Vereinen Zumutbare,
dann ist eine Gebührenerhebung
nachvollzieh- und auch vertretbar.
Nur sind Ortsvereine mehr als nur
Institute für Bewegung, Spass und
Körperertüchtigung. Sie sind auch 
Institutionen, die einen grossen und
wichtigen Beitrag leisten, damit aus
den Bewohnern einer Gemeinde eine
Gemeinschaft wird. Sie sind da, wenn
Helfer für die 1.-August-Feier gesucht
wird, sie mobilisieren, wenn die
Bachputzete ansteht. Die Vereine 
führen über den Sport, der keine kul-
turellen oder politischen Schranken
kennt, Menschen unterschiedlichster 
Herkunft zusammen. Die meisten 
Funktionäre engagieren sich ehren-
amtlich, viele opfern sich auf. Den
Gemeinden ist das alles bewusst, und 
manche subventionieren die Vereine
auch für deren Leistungen für Jugend
und Gemeinschaft – auch Allschwil. 
Umso unverständlicher ist es, wenn 
Vereine ohne Rücksicht auf deren
besondere Stellung unverhältnis-
mässig zur Kasse gebeten werden.
christian.horisberger@baz.ch

Weiter Widerstand gegen 
Sportanlagengebühren
Vereine wollen Gemeinderat via Einwohnerrat zur Umkehr bewegen

Von Christian Horisberger

Allschwil. Die Suppe ist noch nicht
gegessen. Neidvoll dürften die Allschwi-
ler Sportvereine nach Muttenz geschielt
haben, als die Gemeindeversammlung 
die drohende Gebührenerhebung für 
die Nutzung von Sportanlagen vom 
Tisch fegte. Die Ortsvereine hatten für
die Versammlung mobilisiert und den
im Budget erhöhten Einnahmeposten
wieder nach unten korrigiert. Auch
in Allschwil will der Gemeinderat
Benutzungsgebühren für öffentliche
Anlagen einführen. Bloss hat dort nicht
die Gemeindeversammlung das Sagen,
sondern der Einwohnerrat. Also müsste
dieser dem Gemeinderat in dessen
Kompetenz die Festsetzung der
Gebühren liegt, auf die Finger klopfen.

Und genau das haben die Ortsver-
eine vor. Mit massivem Widerstand und 
einer Resolution gegen die Erhebung
der Gebühr haben sie dem Gemeinderat
bisher lediglich eine abgestufte Ein-
führung abgerungen. Im ersten Jahr
wird die Rechnung um zwei Drittel
gekürzt, im zweiten Jahr um einen Drit-
tel, und erst ab dem dritten Jahr wird 
der volle Betrag fällig. Dies aber ändert
nichts an der Haltung der Dorfvereine.
Sie finden, dass sie mit ihrer Arbeit eine
wichtige soziale und integrative Auf-
gabe im Dorf erfüllen, und das solle der
Gemeinde etwas wert sein.

«Wir haben juristische Abklärungen
getroffen, welche Möglichkeiten beste-
hen, um gegen die Gebühr vorzugehen», 
sagt Rolf Dennler, Präsident der IG Ver-
eine Allschwil-Schönenbuch, auf An-
frage. Diese hätten ergeben, dass der
Gemeinderat das Recht auf seiner Seite 
habe. Eine Initiative zu lancieren, sei
zwecklos, da die Gebühr nicht in einem 
Gesetz geregelt sei, sondern in einer Ver-
ordnung. Und da der Gemeinderat die 
Gebühr mit einem Input aus dem Ein-
wohnerrat begründet, soll der Einwoh-
nerrat nun dafür sorgen, dass sein «Auf-
trag» storniert wird. Das jedenfalls ist 
der Plan der Vereine. 

Die IG hat die Gemeindeparlamen-
tarier Ende vergangenen Jahres schrift-
lich aufgefordert, eine Kurskorrektur 
vorzunehmen. Die CVP und die FDP-
Fraktion hätten bisher darauf reagiert,

sagt Dennler. Bei der CVP habe er
bereits vorsprechen können – «ich habe
das Gefühl, das Anliegen sei wohl-
wollend aufgenommen worden» –, die 
FDP treffe er im Februar. Bei den weite-
ren Fraktionen wolle er nachhaken.

«Kurzfristig gedacht»
Selbstverständlich geht es den

Vereinen in erster Linie ums Geld. Um 
die neue Gebühr zu bezahlen, müssen
die meisten ihre Mitgliederbeiträge
erhöhen. Doch bei den Einwohnerräten 
dürfte diese Begründung alleine nicht
stechen. Denn auch sie sind an gesun-
den Finanzen interessiert – gesunden
Gemeindefinanzen. 

Von der IG Baselbieter Sport-
verbände lassen sich die Ortsvereine
deshalb den Rücken stärken. Die
Gebührenerhebung sei sehr kurzfristig
gedacht, sagt Jürg Chrétien von der
Organisation. Vergessen werde bei
dieser Rechnung die soziale und inte-
grative Leistung, welche die Vereine
ehrenamtlich erbringen, so Chrétien.
Gingen Vereine nämlich wegen Geld-
mangel zugrunde oder stellten sie ihr
Engagement für die Jugend ein, wür-
den über kurz oder lang die Gemeinden
Beschäftigungsprogramme für Jugend-

liche anbieten müssen – und diese teuer
bezahlen. Chrétien erinnert auch 
daran, dass Sportanlagen in den aller-
meisten Fällen nicht für die Sport-
vereine gebaut wurden, sondern für
die Schulen. Die Vereine würden die
Hallen bloss während der unterrichts-
freien Zeit nutzen.

Chrétien wittert bei Gebühren-
erhebungen wie in Allschwil oder
Muttenz Alibi-Geschäfte. Wenn der
Gemeinderat wie in Muttenz am Ende
den Kürzeren zieht, könne er bei einer 
allfälligen Steuererhöhung damit ar-
gumentieren, bereits jeden Stein um-
gedreht zu haben. Das leuchtet inso-
fern ein, als dass die zur Debatte ste-
henden Beträge im Verhältnis zum
Gesamtbudget geradezu läppisch sind:
Allschwil rechnet mit Gebühreneinnah-
men von 62 000 Franken – bei einem
Budget von rund 100 Millionen Fran-
ken. Man streitet somit um 0,062 Pro-
zent des Gemeindehaushalts.

IG-Präsident Dennler hofft, dass
der Einwohnerrat die Benutzungs-
gebühr in einer seiner nächsten Sitzun-
gen nochmals traktandieren wird und
die Vereine die Gebührenrechnungen,
die bereits ausgestellt worden seien, bis
Mitte Jahr zerreissen können. 

Weniger Flüge, weniger Lärm
Trinationale Charta der Anrainerverbände um den Flughafen Basel-Mülhausen

Von Regula Vogt-Kohler

Hegenheim. In dem jahrzehntelangen
Engagement für einen anwohnerver-
träglichen Betrieb des Flughafens Basel-
Mülhausen hat der 18.1.2018 das Zeug
zu einem historischen Datum: Gestern
haben in Hegenheim die Vertreterinnen 
und Vertreter von fünf Anrainer-
organisationen aus der Schweiz, Frank-
reich und aus Deutschland eine Charta 
mit drei Forderungen unterzeichnet. «Es
ist das erste Mal, dass die fünf Verbände 
gleiche Ziele haben und gemeinsam vor-
gehen», sagte Bruno Wollenschneider, 
Präsident der französischen ADRA 
(Association de Défense des Riverains
de l’Aéroport de Bâle-Mulhouse).

Die trinationale Charta fordert eine
Ausdehnung der Nachtflugsperre, eine
Plafonierung der Flugbewegungen und 
eine Optimierung der Flugrouten. «Mit
der Charta wollen wir Grenzen setzen 
gegen eine grenzenlose Entwicklung», 
hielt Wollenschneider fest. Neben der
ADRA gehören auch die Bürger-
initiative Südbadischer Flughafen-
anrainer (BISF) und die drei Schweizer
Organisationen Schutzverband, Forum 
Flughafen – nur mit der Region und
Gemeindeverbund Flugverkehr – zu
den Unterzeichnern.

Zusammengefunden haben die fünf
Organisationen vor dem Hintergrund 
der in den letzten Jahren wieder 
deutlich gewachsenen Lärmbelastung.
Spürbar angestiegen ist der Lärm vor 
allem nachts, und so steht denn die For-
derung nach einer Nachtflugsperre von
23 bis 6 Uhr zuoberst auf der Charta. Bis

jetzt darf in Basel von 5 bis 24 Uhr
geflogen werden.

Die gesundheitlichen und die
wirtschaftlichen Schäden kämen vor
allem durch den Nachtlärm zustande, 
hielt Hans Göschke vom Schutzverband
der Bevölkerung um den Flughafen
Basel-Mülhausen fest. Besonders stark
betroffen seien Kinder. Die jetzt gelten-
den Betriebszeiten am EuroAiport wür-
den deren Nachtruhe von 21 bis 7 Uhr
halbieren. Auch alte Menschen seien
überdurchschnittlich belastet. Zwar 
nehme ihr Gehör ab, doch sinke auch 
die Aufwachschwelle. Gestörter Schlaf 
beeinträchtige zudem die Leistungs-
fähigkeit von Berufstätigen. Dies, die 
Gesundheitskosten und die Wertver-
luste bei Immobilien bedeuten auch 
eine wirtschaftliche Einbusse.

Schrei nach Begrenzung
Die Aussage des Bundesrates im

Bericht 2016 über die Luftfahrtpolitik 
der Schweiz, dass sich wegen der stei-
genden Bewegungszahlen der Anstieg
des Lärms nicht verhindern lasse,
schreie nach einer Begrenzung der
Flugbewegungen, schloss Göschke.
Eine Plafonierung sei nichts Neues,
auch am EuroAirport nicht, betonte 
Bruno Wollenschneider. So seien der 
Anteil der Landungen aus Süden auf
10 Prozent und die Direktstarts auf
8 pro Tag (jeweils im Jahresdurch-
schnitt) begrenzt. Die Charta fordert
eine Begrenzung der jährlichen Flug-
bewegungen auf 100 000. Im Moment 
ist der EuroAirport mit 95 000 Starts 
und Landungen im vergangenen Jahr 

noch knapp darunter. Zum Vergleich
der bisherige Höchststand: knapp 
127000 Bewegungen im Jahr 2000.
Auch damit war die Kapazität des Euro-
Airports noch nicht ausgeschöpft: Diese 
liegt bei 147 000 Bewegungen pro Jahr.

Neben der Plafonierung der Flug-
bewegungen auf maximal 100 000 pro
Jahr fordert die Charta auch eine gene-
relle Begrenzung der Lärmbelastung,
und zwar auf dem heutigen Stand. 
Noch strenger ist die Charta für die
letzte Abend- und die erste Morgen-
stunde: Von 22 bis 23 und von 6 bis 
7 Uhr soll der Fluglärm um mindestens
3 Dezibel gesenkt werden.

Eine Lärmreduktion versprechen
sich die fünf Verbände von einer Opti-
mierung der An- und Abflugrouten. Die
dritte Forderung der Charta verlangt
deshalb die Abschaffung der lärm- und
schadstoffintensiven Kurvenflüge bei
Start und Landung. Die entsprechenden
Flugrouten mit ihren Kurven von 90 bis 
270° seien durch neue Verfahren zu
ersetzen, heisst es in der Charta. «Diese
Flugverfahren halten wir für nicht mehr
zeitgemäss», sagte Jürgen Fingerle von
der BISF. Es sei unsinnig, wenn bei-
spielsweise ein Flugzeug mit Ziel Tel 
Aviv über Allschwil starte und dann
nach einer 270°-Kurve den Schwarz-
wald überfliege. Auf die Frage eines 
Medienvertreters hin betonte Wollen-
schneider, dass man die Lösung nicht
darin sehe, den Lärm den Nachbarn 
zuzuschieben. «Die drei Punkte der
Charta sind die Punkte, die allen etwas 
bringen», sagte der ADRA-Präsident mit
Nachdruck.

70er-Bus: Zwei zusätzliche Kurse 
sollen Fahrgäste beruhigen
Reklamationen zeigen Wirkung, SP aber noch nicht zufrieden

Liestal. Die Autobus AG Liestal (AAGL)
und der Kanton Baselland reagieren auf
die vielen Reklamationen, die in den
vergangenen Wochen von Passagieren
der Buslinie 70 zwischen Liestal und 
Reigoldswil eingegangen sind: Ab dem
5. Februar werden zwei zusätzliche
Kurse eingesetzt. Der erste verkehrt 
morgens um 8.07 Uhr ab dem Liestaler 
Bahnhof bis zur Station Steingasse in 
Bubendorf. Ein zweiter wird im Feier-
abendverkehr um 19.05 Uhr eingesetzt
und fährt bis Reigoldswil. 

«In einigen der eingegangenen
Reklamationen wurden diese beiden 
Kurse von den Kunden explizit
gewünscht», sagt Simon Dürrenberger,
Leiter Markt der AAGL. Die Verbindung

am Morgen diene vor allem den Berufs-
pendlern, die im Bubendörfer Industrie-
gebiet arbeiteten. Abends hat man dank
der zusätzlichen Verbindung mit dem
Interregio von Zürich in Liestal naht-
losen Anschluss. «Damit können die
Arbeitswege zahlreicher ÖV-Nutzer wie-
der verkürzt werden», so Dürrenberger.

Diese hatten sich seit dem Fahrplan-
wechsel darüber beschwert, dass die
Anschlüsse Richtung Zürich, Luzern 
und zurück massiv verschlechtert wur-
den. Die Baselbieter SP erachtet die
Massnahmen als erste Auswirkungen
der Petition, welche sie diese Woche lan-
ciert hat. Sie lässt in ihrer Medienmit-
teilung jedoch verlauten: «Diese Lösung
genügt in keiner Art und Weise.» lg

Nachrichten

Vogel Mansour soll
Ombudsman-Vize werden

Liestal. Franziska Vogel Mansour soll
neue Stellvertreterin des Ombudsman
werden. Dies beantragt die Justiz- und
Sicherheitskommission dem Landrat, 
wie aus ihrem gestern veröffentlichten 
Bericht hervorgeht. Die bisherige Stell-
vertreterin, Simone Gremmelspacher-
Rutz, hat für die kommende Amts-
periode auf eine Wiederwahl verzichtet.
Vogel Mansour sei Juristin und verfüge
durch ihre langjährige Tätigkeit beim 
Kanton (zuletzt als Leiterin der Haupt-
abteilung Recht der Zivilrechtsver-
waltung) über profunde Kenntnisse 
der Tätigkeit einer Verwaltung.

Zusammenstoss 
auf der Kreuzung
Münchenstein. Am Mittwochabend, 
kurz vor 18 Uhr, stiessen auf der Tram-
strasse in Münchenstein zwei Autos 
zusammen. Verletzt wurde niemand.
Gemäss Polizei fuhr ein 46-Jähriger
von Arlesheim her auf der Tramstrasse
in Fahrtrichtung Münchenstein. Gleich-
zeitig fuhr eine 75-Jährige vom Lehen-
rain herkommend in Richtung Tramsta-
tion Münchenstein Dorf. In der Folge 
kam es auf der Kreuzung zur Kollision. 
Die Polizei sucht Zeugen.

Autofahrer prallt frontal 
in ein Betonelement
Pratteln. Am Donnerstagmorgen, kurz
vor 4 Uhr, ereignete sich auf der A2,
Höhe Ausfahrt Liestal, in Richtung
Bern/Luzern, ein Selbstunfall eines
Personenwagens. Gemäss Polizei fuhr
ein 43-Jähriger auf der Autobahn in 
Richtung Bern. Kurz vor der Ausfahrt 
Liestal geriet sein Fahrzeug ins Schleu-
dern und kollidierte frontal mit einem
Betonelement. Der Lenker blieb unver-
letzt, das Auto aber erlitt Totalschaden. 
Die Polizei sucht Zeugen.

Flutwelle reisst
Feuerlöschboot los
Birsfelden. Eine Panne beim Kraft-
werk hat gestern eine rund 1,20 Meter
hohe Welle oberhalb und unterhalb der
Staumauer ausgelöst. Dabei wurde
das Feuerlöschboot losgerissen. Die
Welle hatte zudem ein Schiff im Mut-
tenzer Auhafen beschädigt. Dabei lief 
gemäss Polizei eine kleine Menge
Gasöl aus. Die Ölwehr habe Sperren
errichtet. amu

Stein des Anstosses. Der Neubau des Schulhauses Gartenhof hat die 
Gemeinde veranlasst, Benutzungsgebühren für alle Anlagen zu verlangen.  Foto Rapp

Ozonbelastung bleibt sehr hoch 
Wetterbedingter Anstieg der Luftschadstoffe

Liestal. Die Belastung durch Stickstoff-
dioxid, Feinstaub und Ozon war im Jahr 
2017 in den beiden Basel höher als
im Vorjahr. Der Anstieg führen die 
Behörden auf ungünstigere Witterungs-
bedingungen zurück. Die Mittelwerte
der Luftschadstoffe liegen im Bereich 
der jährlichen Schwankungen und sind
mit den Werten von 2015 vergleichbar, 
wie das Lufthygieneamt beider Basel
gestern mitteilte.

Erstmals seit Messbeginn wurde der
Tagesgrenzwert für Stickstoffdioxid an
der Feldbergstrasse in Basel nicht über-
schritten. Dennoch lag die Dauer-

belastung dort sowie an der Messstation
an der Autobahn im Hardwald über 
dem Grenzwert. Im Hardwald wurde 
der Tagesgrenzwert an drei Tagen über-
schritten.

Der Jahresgrenzwert für Feinstaub
wurde einzig an der Feldbergstrasse 
knapp überschritten. Tiefere Jahres-
mittelwerte als 2016 wurden beim 
Stickstoffdioxid und Feinstaub dagegen
in Sissach gemessen. Weiterhin über-
mässig ist in den beiden Basel die Ozon-
belastung. An allen Messstationen wur-
den Überschreitungen des Stunden-
grenzwerts gemessen. SDA


